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Gesetz zur Änderung des Landesgrund-
steuergesetzes und zur Einführung eines 

gesonderten Hebesatzrechts zur 
Mobilisierung von Bauland

(ÄndGLGrStG)

Der Landtag hat am 22. Dezember 2021 das folgende 
Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Landesgrundsteuergesetz vom 4. November 2020 
(GBl. S. 974) wird wie folgt geändert:

1. § 25 wird wie folgt geändert:
 a) Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt:
   „In einen Betrieb der Land- und Forstwirtschaft im 

Sinne der §§ 26 bis 36, der von einer Gesellschaft 
oder Gemeinschaft des bürgerlichen Rechts betrie-
ben wird, sind auch die Wirtschaftsgüter einzube-
ziehen, die einem oder mehreren Beteiligten gehö-
ren und dem Betrieb zu dienen bestimmt sind. In 
den Betrieb der Land- und Forstwirtschaft im Sinne 
der §§ 26 bis 36 sind auch einzubeziehen

  1.  dem Eigentümer des Grund und Bodens nicht ge-
hörende Gebäude, die auf dem Grund und Boden 
des Betriebs stehen und der Bewirtschaftung des 
Betriebs dienen, 

  2.  dem Eigentümer des Grund und Bodens nicht ge-
hörende Betriebsmittel, die der Bewirtschaftung 
des Betriebs dienen, und 

  3.  ein Anteil des Eigentümers des Betriebs der 
Land- und Forstwirtschaft an einem Wirtschafts-
gut, wenn es mit dem Betrieb zusammen genutzt 
wird.“

 b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
   „(3) Bei wirtschaftlichen Einheiten des Grundvermö-

gens, die sich über die Landesgrenze hinaus erstre-
cken, wird nur der sich innerhalb der Landesgrenzen 
befindliche Teil bewertet. Für den anderen Teil er-
folgt keine gesonderte Feststellung nach § 13. Wenn 

sich Teile einer wirtschaftlichen Einheit des land- 
und forstwirtschaftlichen Vermögens im Ausland 
befinden, gelten die Sätze 1 und 2 ent sprechend.“

2. § 38 wird wie folgt geändert:
 a)  In Absatz 2 werden in Satz 1 nach dem Wort „Fi-

nanzbehörden“ die Worte „bis spätestens zum  
30. Juni des Jahres in dem die Hauptfeststellung 
stattfindet“ eingefügt.

 b) Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt:
   „Die nach Satz 1 an die Finanzbehörden zu über-

mittelnden Daten können auch an eine nach Satz 3 
zu bestimmende Stelle zur Weiterleitung an die Fi-
nanzbehörden übermittelt werden. Das Ministerium 
für Finanzen wird ermächtigt, im Einvernehmen mit 
der zuständigen obersten Landesbehörde diese Stel-
le zu bestimmen, zu beauftragen und soweit erfor-
derlich zu beleihen.“

 c) Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt:
   „(4) Ein anderer Wert des Grundstücks kann auf 

Antrag angesetzt werden, wenn der durch ein qua-
lifiziertes Gutachten nachgewiesene tatsächliche 
Wert des Grund und Bodens zum Zeitpunkt der 
Hauptfeststellung mehr als 30 Prozent von dem 
Wert nach Absatz 1 oder 3 abweicht. Qualifiziert 
ist ein Gutachten, wenn dieses durch den zuständi-
gen Gutachterausschuss im Sinne der §§ 192 ff. des 
Baugesetzbuchs oder von Personen, die von einer 
staatlichen, staatlich anerkannten oder nach DIN EN 
ISO/IEC 17024 akkreditierten Stelle als Sachver-
ständige oder Gutachter für die Wertermittlung von 
Grund und Boden bestellt oder zertifiziert worden 
sind, erstellt worden ist.“

3. § 40 wird wie folgt geändert:
 a) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt geändert:
  aa)  In Nummer 1 werden die Wörter „durch schrift-

lichen Verwaltungsakt“ gestrichen.
  bb)  In Nummer 2 werden die Wörter „Förderzu-

sage ergebenden Bestimmungen im Sinne des 
LWoFG für jeden Erhebungszeitraum innerhalb 
des Hauptveranlagungszeitraums eingehalten 
werden“ durch die Wörter „Förderzusage im 
Sinne des LWoFG ergebenden Bindungen für 
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ziehbar darzulegen und die Wahl des Gemeindege-
biets, auf das sich der gesonderte Hebesatz beziehen 
soll, zu begründen.

  (6) Hat eine Gemeinde die baureifen Grundstücke be-
stimmt und hierfür einen gesonderten Hebesatz festge-
setzt, muss dieser Hebesatz für alle in der Gemeinde 
oder dem Gemeindeteil liegenden baureifen Grund-
stücke einheitlich und höher als der einheitliche Hebe-
satz für die übrigen in der Gemeinde liegenden Grund-
stücke sein.“

6. § 59 Absatz 6 wird wie folgt geändert:
 a)  In Satz 1 wird nach der Angabe „27,“ die Angabe 

„33, 34,“ eingefügt.
 b) Es wird folgender Satz angefügt:
   „Für die Bewertung des inländischen Grundbesitzes 

(§ 19 Absatz 1 in der Fassung vom 31. Dezember 
2024) für Zwecke der Grundsteuer bis einschließlich 
zum Kalenderjahr 2024 ist das Bewertungsgesetz in 
der Fassung vom 1. Februar 1991 (BGBl. I S. 230), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. No-
vember 2016 (BGBl. I S. 2464) geändert worden ist, 
weiter anzuwenden.“

7. § 61 wird wie folgt geändert:
 a)  In der Überschrift werden die Wörter „und daten-

schutzrechtliche Bestimmungen“ angefügt.
 b) Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
   „Durch Rechtsverordnung des Ministeriums für 

Finanzen im Einvernehmen mit dem Ministerium 
des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen 
kann das Verfahren zur Übermittlung der Daten 
der Messbescheide an die Gemeinden durch Daten-
fernübertragung bestimmt werden.“

 c) Es wird folgender Absatz 3 angefügt:
   „(3) Die Finanzbehörden werden ermächtigt, die für 

die Erklärungs- und Anzeigepflicht notwendigen 
flurstückbezogenen Daten nach § 23 Absatz 1, § 31 
sowie § 38 Absatz 2 den Steuerpflichtigen elektro-
nisch und öffentlich abrufbar bereitzustellen. Dabei 
können auch die Daten der zu einer wirtschaftli-
chen Einheit gehörenden Flurstücke zusammenge-
fasst werden. Das Ministerium für Finanzen wird 
ermächtigt, die Einzelheiten durch Rechtsverord-
nung zu regeln.“

8.  Die Anlagen 1 bis 7 des Landesgrundsteuergesetzes 
erhalten die aus dem Anhang zu diesem Gesetz er-
sichtliche Fassung.

9. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.

jeden Erhebungszeitraum innerhalb des Haupt-
veranlagungszeitraums bestehen“ ersetzt.

  cc)  In Nummer 4 werden die Wörter „Förderzu-
sage ergebenden Bestimmungen im Sinne des 
WoFG, des WoBauG oder des II. WoBauG für 
jeden Erhebungszeitraum innerhalb des Haupt-
veranlagungszeitraums eingehalten werden.“ 
durch die Wörter „Förderzusage im Sinne des 
WoFG, des WoBauG oder des II. WoBauG er-
gebenden Bindungen für jeden Erhebungszeit-
raum innerhalb des Hauptveranlagungszeit-
raums bestehen.“ ersetzt.

 b)  In Absatz 4 Satz 2 und Absatz 6 Satz 2 wird jeweils 
das Wort „Steuergegenstandes“ durch das Wort 
„Grundstücks“ ersetzt.

 c)  Nach Absatz 5 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
   „Wird ein abgrenzbarer Teil des Grundstücks zu 

diesem Zwecke genutzt, so ist nur dieser Teil des 
Grundstücks begünstigt.“

4.  In § 50 Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort „muss“ 
die Wörter „vorbehaltlich des § 50a“ eingefügt.

5. Nach § 50 wird folgender § 50a eingefügt:

 „§ 50a
 Gesonderter Hebesatz für baureife Grundstücke

  (1) Die Gemeinde kann aus städtebaulichen Gründen 
baureife Grundstücke bestimmen und abweichend von 
§ 50 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 für die Grundstücks-
gruppe der baureifen Grundstücke einen gesonderten 
Hebesatz festsetzen.

  (2) Baureife Grundstücke sind unbebaute Grundstücke, 
die nach Lage, Form und Größe und ihrem sonstigen 
tatsächlichen Zustand sowie nach öffentlich-rechtli-
chen Vorschriften sofort bebaut werden könnten. Eine 
erforderliche, aber noch nicht erteilte Baugenehmigung 
sowie zivilrechtliche Gründe, die einer sofortigen Be-
bauung entgegenstehen, sind unbeachtlich.

  (3) Als städtebauliche Gründe kommen insbesondere 
die Deckung eines erhöhten Bedarfs an Wohn- und 
Arbeitsstätten sowie an Gemeinbedarfs- und Folge-
einrichtungen, die Nachverdichtung bestehender Sied-
lungsstrukturen oder die Stärkung der Innenentwick-
lung in Betracht.

  (4) Die Gemeinde hat den gesonderten Hebesatz auf 
einen bestimmten Gemeindeteil zu beschränken, wenn 
nur für diesen Gemeindeteil die städtebaulichen Grün-
de vorliegen. In dem Gemeindeteil müssen mehrere 
baureife Grundstücke belegen sein. 

  (5) Die genaue Bezeichnung der baureifen Grund-
stücke, deren Lage sowie das Gemeindegebiet, auf 
das sich der gesonderte Hebesatz bezieht, sind jeweils 
nach den Verhältnissen zu Beginn eines Kalenderjah-
res von der Gemeinde zu bestimmen, in einer Karte 
auszuweisen und im Wege einer Allgemeinverfügung 
öffentlich bekannt zu geben. In der Allgemeinverfü-
gung sind die städtebaulichen Erwägungen nachvoll-
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